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A. Zielsetzung 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik San Marino begründet zwischen den Vertrags-
parteien eine Zollunion und sieht eine Zusammenarbeit zwischen der 
Gemeinschaft und San Marino vor. 

Mit dem Abkommen soll die Republik San Marino in das Zollgebiet der 
Gemeinschaft einbezogen und die Zusammenarbeit verstärkt werden. 
Da San Marino für die Gemeinschaft ein Drittland ist, waren die 
Beziehungen bislang nur durch einseitigen Beschluß der Gemein-
schaft sowie durch das 1939 geschlossene Abkommen zwischen 
Italien und San Marino geregelt. 

B. Lösung 

Da es sich wegen der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten der EG für 
die Regelung der Gleichbehandlung von Drittstaatlern im sozialen 
Bereich um ein gemischtes Abkommen handelt, ist eine Ratifizierung 
durch die Mitgliedstaaten neben derjenigen durch die Gemeinschaft 
erforderlich. 

Mit dem vorgesehenen Vertragsgesetz soll die Voraussetzung nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1. des Grundgesetzes für die Ratifikation 
geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Neue finanzielle Verpflichtungen entstehen — mit Ausnahme anteiliger 
Verwaltungskosten — aus dem Abkommen nicht. 
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Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, weil die Republik San 
Marino bisher schon aufgrund eines autonomen Rechtsakts der 
Gemeinschaft in das Zollgebiet der Gemeinschaft einbezogen war. 

Das Abkommen sieht vor, daß sich legal und nicht nur vorübergehend 
in der Gemeinschaft aufhaltende Arbeitnehmer aus San Marino einen 
Anspruch auf Kindergeld haben. Wie vielen Arbeitnehmern diese 
Rechte zustehen, läßt sich zur Zeit nicht quantifizieren. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (411) - 680 03—Zo 1/92 Bonn, den 6. Januar 1993 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 16. Dezember 1991 über eine 

Zusammenarbeit und eine Zollunion zwischen der Europäischen Wirtschafts

-

gemeinschaft und der Republik San Marino mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtscha ft . 

Der Bundesrat hat in seiner 650. Sitzung am 18. Dezember 1992 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Abkommen vom 16. Dezember 1991 
über eine Zusammenarbeit und eine Zollunion 

zwischen der Europäischen Wirtscha ftsgemeinschaft und der Republik San Marino 

Vom 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in Brüssel am 16. Dezember 1991 von der Bundesrepublik Deutschland 

unterzeichneten Abkommen über eine Zusammenarbeit und eine Zollunion zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik San Marino 
einschließlich der beigefügten Erklärungen wird zugestimmt. Das Abkommen und 
die Erklärungen werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 
(1) Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündigung in Kra ft . 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 30 Abs. 2 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kra ft  tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzuge-
ben.  

Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen zwischen der Europäischen Wi rt

-schaftsgemeinschaft und der Republik San Marino findet 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
weil es sich, soweit es in die Kompetenz der Mitgliedstaa-
ten fällt, auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be-
zieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil Artikel 22 
Abs. 2 des Abkommens den Kooperationsausschuß zur 
Festlegung von Regelungen des Verwaltungsverfahrens 
auch von Landesbehörden ermächtigt. 

Zu Artikel 2 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder-
nis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach Artikel 30 Abs. 2 für die Bundesrepublik Deutschland 
in Kraft  tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Das Abkommen führt in den nächsten Jahren zu folgenden 
finanziellen Belastungen: 

1. Für die Tagungen des Kooperationsausschusses fallen 
Verwaltungskosten an, die sich aus Personal-, Reise- 
und Aufenthaltskosten sowie Post- und Fernmeldege-
bühren und Kosten für das Dolmetschen in Sitzungen 
und für die Übersetzung und Vervielfältigung der Doku-
mente zusammensetzen. Diese Kosten werden entwe-
der von San Marino oder von der Gemeinschaft über-
nommen. 

2. Das Abkommen sieht vor, daß die Arbeitnehmer aus 
San Marino, die sich legal und nicht vorübergehend in 
der Gemeinschaft aufhalten, einen Anspruch auf Kin-
dergeld haben. Wie vielen Arbeitnehmern diese Rechte 
und in welchem Umfang zustehen, läßt sich zur Zeit 
nicht bestimmen. 

3. Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau, ins-
besondere das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu 
erwarten, weil die Republik San Marino bisher schon 
aufgrund eines autonomen Rechtsakts der Gemein-
schaft in das Zollgebiet der Gemeinschaft einbezogen 
war. 
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Abkommen 
über eine Zusammenarbeit und eine Zollunion 

zwischen der Europäischen Wirtscha ftsgemeinschaft  und der Republik San Marino 

Seine Majestät der König der Belgier, 

Ihre Majestät die Königin von Dänemark, 

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland, 

der Präsident der Republik Griechenland, 

Seine Majestät der König von Spanien, 

der Präsident der Französischen Republik, 

der Präsident Irlands, 

der Präsident der Italienischen Republik, 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Luxemburg, 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande, 

der Präsident der Portugiesischen Republik, 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs Großbritan-
nien und Nordirland, 

deren Staaten Vertragsparteien des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Wi rtschaftsgemeinschaft  sind, und 

der Rat der Europäischen Gemeinschaften einerseits und 

die Republik San Marino andererseits, 

entschlossen, die bereits engen Beziehungen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik San 
Marino zu festigen und auszubauen, 

in der Erwägung, daß es zweckmäßig ist, die zwischen den 
Vertragsparteien bestehenden Beziehungen auf handelspoliti-
schem, wi rtschaftspolitischem, sozialem und kulturellem Gebiet 
durch Begründung einer Zusammenarbeit zwischen der Republik 
San Marino und der Europäischen Wi rtschaftsgemeinschaft  in 
allen Fragen von gemeinsamem Interesse zu verstärken, 

in der Erwägung, daß in Anbetracht der Sonderstellung San 
Marinos und seiner Einbeziehung in das Zollgebiet der Gemein-
schaft die Schaffung einer Zollunion zwischen der Republik San 
Marino und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft erforder-
lich ist, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Dieses Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und der Republik San Marino begründet eine Zollunion 
zwischen den Vertragsparteien und soll eine globale Zusammen-
arbeit zwischen ihnen fördern, um zur wi rtschaftlichen und sozia-
len Entwicklung der Republik San Marino beizutragen und die 
Intensivierung der bilateralen Beziehungen zu begünstigen. 

Titel I 

Zollunion 

Artikel 2 

Für die Waren der Kapitel 1 bis 97 des Gemeinsamen Zolltarifs, 
mit Ausnahme der unter den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallenden Waren, 
wird zwischen der Europäischen Wi rtschaftsgemeinschaft  und der 
Republik San Marino eine Zollunion geschaffen. 

Artikel 3 

(1) Die Bestimmungen dieses Titels gelten 

a) für die in der Gemeinschaft oder in der Republik San Marino 
hergestellten Waren, einschließlich der ganz oder teilweise 
aus Drittlandswaren gewonnenen Waren, die sich in der Ge-
meinschaft oder der Republik San Marino im zollrechtlich 
freien Verkehr befinden; 

b) für Waren mit Herkunft aus dritten Ländern, die sich in der 
Gemeinschaft oder der Republik San Marino im zollrechtlich 
freien Verkehr befinden. 

(2) Als im freien Verkehr der Gemeinschaft oder der Republik 
San Marino befindlich gelten diejenigen Waren aus dritten Län

-

dern, für die die Enfuhrförmlichkeiten erfüllt sowie die vorgeschrie-
benen Zölle und Abgaben gleicher Wirkung erhoben und nicht 
ganz oder teilweise rückvergütet worden sind. 

Artikel 4 

Die Bestimmungen dieses Titels gelten ferner für die in der 
Gemeinschaft oder in der Republik San Marino gewonnenen 
Waren, in deren Herstellung Waren aus dritten Ländern eingegan-
gen sind, die sich weder in der Gemeinschaft noch in der Republik 
San Marino im zollrechtlich freien Verkehr befanden. Für solche 
Waren gelten diese Bestimmungen jedoch nur, wenn im Gebiet 
der ausführenden Vertragspartei die Zölle erhoben worden sind, 
die in der Gemeinschaft für die in die Herstellung eingegangenen 
Waren aus dritten Ländern vorgesehen sind. 

Artikel 5 

(1) Die Vertragsparteien werden untereinander keine neuen 
Einfuhr- oder Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung ein-
führen. 

(2) Die Republik San Marino verpflichtet sich ferner, die in 
Absatz 1 genannten Zölle und Abgaben, die am 1. Januar 1991 
für Einfuhren aus der Gemeinschaft galten, unbeschadet der 
aufgrund des Briefwechsels vom 21. Dezember 1972 zwischen 
der Republik San Marino und Italien bestehenden Verpflichtungen 
nicht zu ändern. 

Artikel 6 

(1) Im Warenverkehr zwischen der Gemeinschaft und der Re-
publik Sari Marino werden vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 keine 
Einfuhr- und Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung erho-
ben. 

(2) Zur Beseitigung der gegenwärtig auf die Einfuhren aus der 
Gemeinschaft erhobenen Abgaben gleicher Wirkung wie Zölle 
zum 1. Januar 1996 verpflichtet sich die Republik San Marino, 
innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Abkom-
mens eine Zusatzsteuer entsprechend der auf Importwaren erho-
benen Abgabe für zum Inlandsverbrauch bestimmte inländische 
Waren einzuführen. Diese Steuer wird ab dem genannten Zeit

-

punkt in voller Höhe erhoben. Diese Zusatzsteuer, die zum Aus-
gleich erhoben wird, wird nach den für gleichartige Importwaren 
geltenden Sätzen anhand des Mehrwerts der inländischen Waren 
berechnet. 

(3) 

a) Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Abkommens er-
hebt die Gemeinschaft mit Ausnahme des Königreichs Spa- 
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niens und der Portugiesischen Republik keine Einfuhrzölle auf 
Einfuhren aus der Republik San Marino. 

b) Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Abkommens wen-
den das Königreich Spanien und die Portugiesische Republik 
gegenüber der Republik San Marino die gleichen Zölle an, die 
von diesen beiden Ländern gegenüber der Gemeinschaft in 
ihrer Zusammensetzung vom 31. Dezember 1985 anzuwen-
den sind. 

(4) Im Bereich des Agrarhandels zwischen der Gemeinschaft 
und San Marino verpflichtet sich die Republik San Ma rino, die 
Gemeinschaftsregelung auf dem Gebiet der Veterinärmedizin, 
des Pflanzenschutzes und der Produktqualität zu übernehmen, 
soweit dies für das ordnungsgemäße Funktionieren dieses Ab-
kommens erforderlich ist. 

Artikel 7 

(1) Die Republik San Marino wendet ab Inkrafttreten dieses 
Abkommens gegenüber Ländern, die nicht Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft sind, folgende Bestimmungen an: 

— den Zolltarif der Gemeinschaft; 

— die in der Gemeinschaft geltenden Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften im Zollbereich, die für das ordnungsgemäße Funk-
tionieren der Zollunion erforderlich sind; 

— die Bestimmungen der gemeinsamen Handelspolitik der Ge-
meinschaft; 

— die Gemeinschaftsregelung für den Handel mit in Anhang II des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft aufgeführten Agrarerzeugnissen mit Ausnahme der Er-
stattungen und Ausgleichsbeträge bei der Ausfuhr; 

— die Gemeinschaftsregelung auf dem Gebiet der Veterinär-
medizin, des Pflanzenschutzes und der Produktqualität, soweit 
dies für das ordnungsgemäße Funktionieren dieses Abkom-
mens erforderlich ist. 

Die in diesem Absatz genannten Bestimmungen gelten in der 
jeweils in der Gemeinschaft gültigen Fassung. 

(2) Die in Absatz 1 zweiter bis fünfter Gedankenstrich genann-
ten Bestimmungen werden vom Kooperationsausschuß fest-
gelegt. 

(3) Abweichend von Absatz 1 erster Gedankenstrich sind Ver-
öffentlichungen, Kunstgegenstände, wissenschaftliches und di-
daktisches Material, Arzneimittel und medizinische Geräte, die der 
Regierung von San Marino unentgeltlich zur Verfügung gestellt 
werden, sowie Insignien und Medaillen, Briefmarken, Druck-
sachen und andere ähnliche Gegenstände oder Werte zur Ver-
wendung durch die Regierung zollfrei. 

Artikel 8 

(1) 

a) Für einen Zeitraum von fünf Jahren ab Inkrafttreten dieses 
Abkommens und, falls kein Einvernehmen im Sinne von Buch-
stabe b zustande kommt, darüber hinaus ermächtigt die Repu-
blik San Marino die Gemeinschaft, im Namen und für Rech-
nung der Republik San Marino die für die Republik San Marino 
bestimmten Waren aus Drittländern abzufertigen und sie ins-
besondere in den zollrechtlich freien Verkehr zu überführen. 
Diese Abfertigung erfolgt bei den im Anhang aufgeführten 
Zollstellen der Gemeinschaft. 

b) Nach Ablauf dieses Zeitraums und im Rahmen von Artikel 26 
behält sich die Republik San Marino vor, ihr Recht auf Abferti-
gung im Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien aus-
zuüben. 

(2) Die gemäß Absatz 1 auf diese Waren erhobenen Eingangs-
abgaben werden für die Republik San Marino erhoben. Die Repu-
blik San Marino verpflichtet sich, den Zollbeteiligten die erhobe-
nen Beträge vorbehaltlich Absatz 4 weder unmi ttelbar noch mittel-
bar zu erstatten.  

(3) Von dem Kooperationsausschuß werden festgelegt: 

a) die etwaige Abänderung des Verzeichnisses der für die Abfer-
tigung der Waren zuständigen Zollstellen der Gemeinschaft im 
Sinne von Absatz 1 sowie das Verfahren des Weiterversands 
dieser Waren nach der Republik San Marino; 

b) die Modalitäten der Abführung der gemäß Absatz 2 erhobenen 
Beträge an die Staatskasse der Republik San Marino, unter 
Berücksichtigung des Prozentsatzes, der von der Gemein-
schaft als Verwaltungsgebühren gemäß den einschlägigen 
Gemeinschaftsbestimmungen abgezogen werden kann; 

c) alle weiteren Modalitäten, die sich für die einwandfreie Anwen-
dung dieses Artikels als notwendig erweisen. 

(4) Die bei der Einfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
vorgesehenen Abgaben und Abschöpfungen können von der 
Republik San Marino als Erzeuger- oder Exportbeihilfe verwendet 
werden. Die Republik San Marino verpflichtet sich jedoch, keine 
höheren Erstattungen oder Ausgleichsbeträge bei der Ausfuhr zu 
gewähren als die, die von der Gemeinschaft bei der Ausfuhr nach 
Drittländern gewährt werden. 

Artikel 9 

Mengenmäßige Einfuhr- und Ausfuhrbeschränkungen sowie 
alle Maßnahmen gleicher Wirkung sind zwischen der Gemein-
schaft und der Republik San Marino ab Inkrafttreten dieses Ab-
kommens verboten. 

Artikel 10 

Dieses Abkommen steht weder den Einfuhr-, Ausfuhr- und 
Durchfuhrverboten oder -beschränkungen entgegen, die aus 
Gründen der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit, 
zum Schutze der Gesundheit und des Lebens von Menschen, 
Tieren oder Pflanzen, des nationalen Kulturguts von künstleri-
schem, geschichtlichem oder archäologischem Wert oder des 
geistigen, gewerblichen und kommerziellen Eigentums gerecht-
fertigt sind, noch den für Gold und Silber geltenden Regelungen. 
Diese Verbote oder Beschränkungen dürfen jedoch kein Mittel zur 
willkürlichen Diskriminierung noch eine verschleierte Beschrän-
kung des Handels zwischen den Vertragsparteien darstellen. 

Artikel 11 

Die Vertragsparteien unterlassen jede interne steuerrechtliche 
Maßnahme oder Praxis, die mittelbar oder unmi ttelbar eine Diskri-
minierung der Waren einer Vertragspartei gegenüber gleicharti-
gen Waren der anderen Vertragspartei herbeiführt. 

Für die in das Gebiet einer der Vertragsparteien versandten 
Waren können inländische Abgaben nur bis zur Höhe der unmit-
telbar oder mittelbar erhobenen Abgaben erstattet werden. 

Artikel 12 

(1) Bei ernsten Störungen in einem Wi rtschaftszweig einer . 

Vertragspartei kann die betroffene Vertragspartei unter den in den 
folgenden Absätzen vorgesehenen Voraussetzungen und nach 
den dort  vorgeschriebenen Verfahren die erforderlichen Schutz-
maßnahmen treffen. 

(2) In den in Absatz 1 genannten Fällen stellt die betreffende 
Vertragspartei vor Erlaß der darin vorgesehenen Maßnahmen 
oder in Fällen nach Absatz 3 so schnell wie möglich dem Koopera-
tionsausschuß alle zweckdienlichen Angaben zur Verfügung, um 
eine gründliche Prüfung der Lage im Hinblick auf eine für die 
Vertragsparteien annehmbare Lösung zu ermöglichen. Auf Antrag 
der anderen Vertragspartei finden Konsultationen im Koopera-
tionsausschuß sta tt , bevor die betreffende Vertragspartei die ge-
eigneten Maßnahmen trifft. 

(3) Schließen außergewöhnliche Umstände, die ein sofortiges 
Eingreifen erforderlich machen, eine vorherige Prüfung aus, so 
kann die betreffende Vertragspartei unverzüglich die zur Abhilfe 
unbedingt erforderlichen Sicherungsmaßnahmen treffen. 
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(4) Mit Vorrang sind die Maßnahmen zu treffen, die das Funktio-
nieren dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen. Diese 
Maßnahmen müssen sich in ihrer Tragweite auf das zur Behe-
bung der aufgetretenen Schwierigkeiten unbedingt Notwendige 
beschränken. 

Die Schutzmaßnahmen werden dem Kooperationsausschuß un-
verzüglich notifiziert und sind do rt, insbesondere im Hinblick auf 
ihre möglichst baldige Aufhebung, Gegenstand regelmäßiger 
Konsultationen. 

Artikel 13 

(1) Ergänzend zu der in Artikel 23 Absatz 8 vorgesehenen 
Zusammenarbeit leisten die für die Durchführung dieses Abkom-
mens zuständigen Behörden der Vertragsparteien einander in 
anderen Fällen Amtshilfe, um die Einhaltung der Abkommensbe-
stimmungen zu gewährleisten. 

(2) Die Modalitäten der Durchführung von Absatz 1 werden von 
dem Kooperationsausschuß festgelegt. 

Titel II 

Kooperation 

Artikel 14 

Die Gemeinschaft und die Republik San Marino begründen eine 
Kooperation mit dem Ziel, die zwischen ihnen bestehenden Bezie-
hungen auf möglichst breiter Grundlage, zum Wohle beider Ver-
tragsparteien und unter Berücksichtigung ihrer jeweiligen Kompe-
tenzen zu festigen. Diese Kooperation konzentriert sich insbeson-
dere auf die in den Artikeln 15 bis 18 dieses Titels genannten 
prioritären Bereiche. 

Artikel 15 

Die Vertragsparteien kommen überein, die Erholung und Diver-
sifizierung der Wi rtschaft  von San Marino im gewerblichen und im 
Dienstleistungssektor zu fördern, wobei die Kooperationsmaß-
nahmen insbesondere auf die kleinen und mittleren Unternehmen 
ausgerichtet sind. 

Artikel 16 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, zum Schutz und zur 
Verbesserung der Umwelt zusammenzuarbeiten, um die durch 
die Verschmutzung der Gewässer, des Bodens und der Luft, die 
Erosion sowie die Entwaldung verursachten Probleme zu lösen; 
sie schenken den Problemen der Verschmutzung des adriati-
schen Meeres besondere Aufmerksamkeit. 

Artikel 17 

Die Vertragsparteien unterstützen im Einklang mit ihren jeweili-
gen Rechtsvorschriften die Zusammenarbeit im Fremdenver-
kehrssektor durch Aktionen wie den Austausch von Beamten und 
Fremdenverkehrsfachleuten, den Informationsaustausch und den 
Austausch von Fremdenverkehrsstatistiken sowie Ausbildungs-
maßnahmen auf dem Gebiet der Hotelführung und -verwaltung; 
die Vertragsparteien schenken in diesem Zusammenhang der 
Förderung des Außersaisontourismus in San Marino besondere 
Aufmerksamkeit. 

Artikel 18 

Die Vertragsparteien sind übereingekommen, im Bereich der 
Kommunikation, der Information und der Kultur gemeinsame Ak-
tionen durchzuführen, um die bereits zwischen ihnen bestehen-
den Bande enger zu gestalten. 

Diese Aktionen können folgende Formen annehmen: 

— Informationsaustausch über Themen von wechselseitigem In-
teresse im Bereich der Kultur und der Information; 

— Organisation von kulturellen Veranstaltungen; 

— kulturelle Austauschprogramme; 

— Austausch von Akademikern. 

Artikel 19 

Die Vertragsparteien können dieses Abkommen im gegenseiti-
gen Einvernehmen erweitern, um die Bereiche der Zusammenar-
beit durch Vereinbarungen über besondere Sektoren oder Tätig-
keiten zu ergänzen. 

Titel III 
Bestimmungen im sozialen Bereich 

Artikel 20 

Jeder Mitgliedstaat gewährt den in seinem Gebiet beschäftigten 
Arbeitnehmern, die Staatsangehörige von San Marino sind, eine 
Behandlung, die hinsichtlich der Arbeits- und Entlohnungsbedin-
gungen keine auf der Staatsangehörigkeit beruhende Diskriminie-
rung gegenüber seinen eigenen Staatsangehörigen bewirkt. 

Die Republik San Marino gewährt den in ihrem Gebiet beschäftig-
ten Arbeitnehmern, die Staatsangehörige der Mitgliedstaaten 
sind, die gleiche Behandlung. 

Artikel 21 

(1) Vorbehaltlich der folgenden Absätze wird den Arbeitneh-
mern, die Staatsangehörige von San Marino sind, und den mit 
ihnen zusammenlebenden Familienangehörigen auf dem Gebiet 
der sozialen Sicherheit eine Behandlung gewährt, die keine auf 
der Staatsangehörigkeit beruhende Diskriminierung gegenüber 
den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, in denen sie beschäf-
tigt sind, bewirkt. 

(2) Für diese Arbeitnehmer werden die in den einzelnen Mit-
gliedstaaten zurückgelegten Versicherungs-, Beschäftigungs-  
oder Aufenthaltszeiten bei den Alters-, Hinterbliebenen- und Inva-
liditätsrenten sowie der Krankheitsfürsorge für sie und ihre inner-
halb der Gemeinschaft wohnenden Familienangehörigen zu-
sammengerechnet. 

(3) Diese Arbeitnehmer erhalten die Familienzulagen für ihre 
innerhalb der Gemeinschaft wohnenden Familienangehörigen. 

(4) Diese Arbeitnehmer haben die Möglichkeit, Alters- und 
Hinterbliebenenrenten und Renten bei Erwerbsunfähigkeit, wenn 
diese durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit verur-
sacht wurde, zu den gemäß den Rechtsvorschriften des Schuld-
nermitgliedstaats bzw. der Schuldnermitgliedstaaten geltenden 
Sätzen frei nach San Marino zu transferieren. 

(5) Die Republik San Marino gewährt den in ihrem Gebiet 
beschäftigten Arbeitnehmern, die Staatsangehörige der Mitglied-
staaten sind, und deren Familienangehörigen eine Behandlung, 
die der in den Absätzen 1, 3 und 4 vorgesehenen entspricht. 

Artikel 22 

(1) Vor Ablauf des ersten Jahres nach dem Inkrafttreten dieses 
Abkommens erläßt der Kooperationsausschuß Bestimmungen 
zur Gewährleistung der Anwendung der in Artikel 21 niedergeleg-
ten Grundsätze. 

(2) Der Kooperationsausschuß legt die Einzelheiten für eine 
Zusammmenarbeit der Verwaltung fest, die die erforderlichen 
Verwaltungs- und Kontrollgarantien für die Anwendung der in 
Absatz 1 genannten Bestimmungen bietet. 

(3) Die vom Kooperationsausschuß erlassenen Bestimmungen 
lassen die Rechte und Pflichten, die sich aus den bilateralen 
Abkommen zwischen der Republik San Marino und den Mitglied-
staaten der Gemeinschaft ergeben, unberührt, soweit diese Ab-
kommen eine günstigere Behandlung der Staatsangehörigen von 
San Marino oder der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft vorsehen. 
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Titel IV 

Allgemeine und Schlußbestimmungen 

Artikel 23 

(1) Es wird ein Kooperationsausschuß eingesetzt, der mit der 
Verwaltung dieses Abkommens beauftragt ist und über dessen 
ordnungsgemäße Durchführung wacht. Dazu spricht er Empfeh-
lungen aus. In den in diesem Abkommen aufgeführten Fällen faßt 
er Beschlüsse. Die Vertragsparteien kommen diesen Empfehlun-
gen und Beschlüssen im Einklang mit ihren eigenen Rechtsvor-
schriften nach. 

(2) Zum Zwecke der ordnungsgemäßen Durchführung dieses 
Abkommens tauschen die Vertragsparteien Informationen aus 
und setzen sich auf Antrag einer der Parteien im Rahmen des 
Kooperationsausschusses miteinander ins Benehmen. 

(3) Der Kooperationsausschuß gibt sich eine Geschäftsord-
nung. 

(4) Der Kooperationsausschuß setzt sich aus Vertretern der 
Gemeinschaft und aus Vertretern der Republik San Marino zu-
sammen. 

(5) Der Kooperationsausschuß gibt einvernehmliche Stellung-
nahmen ab. 

(6) Den Vorsitz des Kooperationsausschusses führt abwech-
selnd eine der Vertragsparteien nach den in seiner Geschäftsord-
nung vorzusehenden Einzelheiten. 

(7) Der Kooperationsausschuß tritt auf Antrag einer Vertrags-
partei zusammen, wobei der Antrag spätestens einen Monat vor 
dem Zeitpunkt der geplanten Sitzung zu stellen ist. Liegt der 
Einberufung des Kooperationsausschusses eine der in Artikel 12 
genannten Fragen zugrunde, so tritt der Ausschuß binnen acht 
Arbeitstagen nach Eingang des Antrags zusammen. 

(8) Entsprechend dem Verfahren nach Absatz 1 legt der Koope-
rationsausschuß die Methoden für die Zusammenarbeit der Ver-
waltungen bei der Durchführung der Artikel 3 und 4 in Anlehnung 
an die Methoden fest, die von der Gemeinschaft für den Waren-
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten festgelegt werden. 

Artikel 24 

(1) Streitigkeiten, die über die Auslegung dieses Abkommens 
zwischen den Vertragsparteien entstehen, werden an den Koope-
rationsausschuß verwiesen. 

(2) Falls es dem Kooperationsausschuß nicht gelingt, die Strei-
tigkeit im Laufe seiner nächsten Sitzung beizulegen, kann jede 
Partei der anderen die Bestellung eines Schlichters notifizieren; 
die andere Partei muß sodann binnen zwei Monaten einen zwei-
ten Schlichter bestellen. 

Der Kooperationsausschuß bestellt einen dritten Schlichter. 

Die Schlichter entscheiden mit Stimmenmehrheit. 

Jede der Parteien hat die erforderlichen Maßnahmen für die 
Durchführung der Entscheidung der Schlichter zu treffen. 

Artikel 25 

In dem unter dieses Abkommen fallenden Warenverkehr 

— darf die von der Republik San Marino gegenüber der Gemein-
schaft angewandte Regelung zu keiner Diskriminierung zwi-
schen den Mitgliedstaaten, ihren Staatsangehörigen oder Fir-
men führen; 

— darf die von der Gemeinschaft gegenüber der Republik San 
Marino angewandte Regelung zu keiner Diskriminierung zwi-
schen den Staatsangehörigen oder Firmen von San Marino 
führen. 

Artikel 26 

Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte Zeit geschlossen. Die 
Vertragsparteien kommen überein, spätestens fünf Jahre nach 
seinem Inkrafttreten Konsultationen aufzunehmen, um die Ergeb-
nisse des Abkommens zu prüfen und erforderlichenfalls Verhand-
lungen über seine Änderung unter Berücksichtigung der Ergeb-
nisse dieser Prüfung einzuleiten. 

Artikel 27 

Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch Notifizie-
rung an die andere Vertragspartei kündigen. In diesem Fall tritt 
dieses Abkommen sechs Monate nach dem Zeitpunkt der Notifi-
zierung außer Kraft . 

Artikel 28 

Die Bestimmungen dieses Abkommens ersetzen die Bestim-
mungen der zwischen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und 
der Republik San Marino geschlossenen Abkommen, die mit den 
Bestimmungen dieses Abkommens unvereinbar sind oder über-
einstimmen. 

Artikel 29 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft angewen-
det wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für 
das Gebiet der Republik San Marino andererseits. 

Artikel 30 

Dieses Abkommen bedarf der Genehmigung der Vertragspar-
teien nach ihren eigenen Verfahren. 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats in 
Kraft, der auf die Notifizierung des Abschlusses der Verfahren 
nach Absatz 1 folgt. 

Artikel 31 

Der Anhang ist Bestandteil dieses Abkommens. 

Artikel 32 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer, deut-
scher, englischer, französischer, griechischer, italienischer, nie-
derländischer, portugiesischer und spanischer Sprache abgefaßt, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
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Anhang 

Verzeichnis der Zollstellen 
nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a 

Livorno 
Ravenna 
Rimini 
Triest 

Erklärung der Gemeinschaft 
Die Gemeinschaft ist bereit, im Namen und für Rechnung der 

Republik San Marino Verhandlungen zu führen, soweit dies durch 
den Umfang der Handelsströme gerechtfertigt ist, um seitens der 
Staaten, mit denen die Gemeinschaft Präferenzabkommen ge-
schlossen hat, eine Anerkennung der Gleichstellung der Ur-
sprungswaren San Marinos mit den Ursprungswaren der Gemein-
schaft in geeigneter Weise zu erwirken. 

Erklärung der Gemeinschaft zum Verkehr 

Die Gemeinschaft wird zu gegebener Zeit und insbesondere 
anhand der Fortschritte bei der Ausarbeitung der einschlägigen 
Gemeinschaftspolitik die Fragen im Zusammenhang mit dem 
Zugang dar Republik San Ma rino zum Markt des grenzüberschrei-
tenden Straßenpersonen- und Straßengüterverkehrs prüfen. 

Erklärung der Gemeinschaft zum Programm ERASMUS 

Die Gemeinschaft wird den Wunsch der Republik San Ma rino, 
zu gegebener Zeit das Programm ERASMUS für den Austausch 
von Studenten und Professoren in Anspruch nehmen zu können, 
wohlwollend prüfen. 

Erklärung der Gemeinschaft 
zu bestimmten Fragen, 

die im Kooperationsausschuß zur Sprache gebracht 
werden können 

Die Gemeinschaft ist bereit, im Kooperationsausschuß im Rah-
men ihrer Zuständigkeiten die Probleme zu prüfen, die sich gege-
benenfalls in den Beziehungen zwischen San Ma rino und der 
Gemeinschaft insbesondere in folgenden Bereichen ergeben: 
— Dienstleistungsverkehr; 
—geistiges, gewerbliches und kommerzielles Eigentum; 

—Anerkennung von Ausbildungsnachweisen; 
— Beurteilung der Konformität von Erzeugnissen mit den techni-

schen Vorschriften. 

Erklärung der Mitgliedstaaten 
im Protokoll der Verhandlungen 

Die Mitgliedstaaten werden Anträge der Republik San Ma rino 
bezüglich Genehmigungen für den Straßenpersonen- und Stra-
ßengüterverkehr wohlwollend prüfen. 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 
Am 16. Dezember 1991 haben die Europäische Wi rt

-schaftsgemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten und die Re-
publik San Marino in Brüssel das Abkommen über eine 
Zusammenarbeit und eine Zollunion unterzeichnet. Da das 
Abkommen Materien regelt, die teils in die Kompetenz der 
Gemeinschaft, teils in die Kompetenz der Mitgliedstaaten 
fallen (sog. gemischtes Abkommen), sind die in die Zu-
ständigkeit der Mitgliedstaaten fallenden Bereiche von die-
sen zu ratifizieren. 
Mit dem Abkommen soll die Republik San Marino in das 
Zollgebiet der Gemeinschaft einbezogen und die Zusam-
menarbeit verstärkt werden. Da die Republik San Marino 
für die Gemeinschaft ein Drittland ist, waren die Beziehun-
gen bislang nur durch einseitigen Beschluß der Gemein-
schaft sowie durch das 1939 geschlossene Abkommen 
zwischen Italien und San Marino geregelt. 

II. Besonderes 
Die Präambel beschreibt die Zielsetzung des Abkommens. 
Es soll die Zusammenarbeit auf handelspolitischem, wirt-
schaftlichem, sozialem und kulturellem Gebiet stärken und 
San Marino durch die Schaffung einer Zollunion in das 
Zollgebiet der Gemeinschaft einbeziehen. 

Titel I Zollunion (Artikel 2 bis 13) 
Im Titel I wird eine Zollunion zwischen den Vertragspar-
teien begründet, die für alle Waren der Kapitel 1 bis 97 des 
Gemeinsamen Zolltarifs gilt, mit Ausnahme der unter den 
EGKS-Vertrag fallenden Erzeugnisse (Artikel 2 und 3). 
Diese Zollunion umfaßt die Befreiung von allen Einfuhr- 
und Ausfuhrzöllen (Artikel 5 und 6) zwischen den Ver-
tragsparteien, vorbehaltlich einer Sonderbestimmung über 
eine derzeit in San Marino erhobene Einfuhrsteuer (Arti-
kel 6 Abs. 2). 
Gegenüber Drittstaaten wird San Marino den Gemeinsa-
men Zolltarif sowie die für das ordnungsmäßige Funktio-
nieren der Zollunion erforderlichen Bestimmungen, die 
Bestimmungen der gemeinsamen Handelspolitik der Ge-
meinschaft wie auch die Agrarverordnungen [mit Ausnah-
me der bei der Ausfuhr gewährten Erstattungen und Aus-
gleichsbeträge (Artikel 7)] anwenden. 
Für einen Zeitraum von 5 Jahren wird die Gemeinschaft 
vorläufig die Abfertigung der Waren zum freien Verkehr für 
die Republik San Marino vornehmen (Artikel 8). 
Die Zollunion umfaßt ferner das Verbot aller mengenmäßi-
gen Beschränkungen und Maßnahmen gleicher Wirkung 
im Handel zwischen San Marino und der Gemeinschaft 
(Artikel 9). 
Die Artikel 10 bis 13 enthalten allgemeine Bestimmungen 
zur ordnungsgemäßen Durchführung des Abkommens. 
Hierzu zählen z. B. das Verbot interner steuerlicher Maß-
nahmen und die Einführung von Schutzmaßnahmen bei 
Marktstörungen. 

Titel II Kooperation (Artikel 14 bis 19) 
Das Abkommen sieht eine Zusammenarbeit zwischen der 
Gemeinschaft und San Marino vor. Sie erstreckt sich im 
gewerblichen Bereich insbesondere auf die Förderung der 
kleinen und mittleren Unternehmen (Artikel 15), den Um-
weltbereich (Artikel 16), den Fremdenverkehr (Artikel 17) 
und die Kultur (Artikel 18). 

Titel Ill Bestimmungen im sozialen Bereich 
(Artikel 20 bis 22) 
Artikel 20 enthält ein Diskriminierungsverbot für Arbeitneh-
mer aufgrund der Staatsangehörigkeit hinsichtlich der Ar-
beits- und Entlohnungsbedingungen. 
Artikel 21 sieht vor, daß alle in den Mitgliedstaaten zurück-
gelegten Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Aufent-
haltszeiten bei den Alters-, Hinterbliebenen- und Invalidi-
tätsrenten sowie der Krankheitsfürsorge zusammenge-
rechnet werden. Ferner wird die Zahlung von Familienlei-
stungen vorgesehen, wenn sich die Arbeitnehmer aus San 
Marino mit ihren Familienangehörigen in der Gemeinschaft 
rechtmäßig aufhalten. Die Republik San Marino verpflich-
tet sich, den Gemeinschaftsangehörigen die gleichen 
Rechte zu gewähren. 
Vor Ablauf des ersten Jahres nach Inkrafttreten des Ab-
kommens wird der Kooperationsausschuß die notwendi-
gen Bestimmungen zur Gewährleistung der Anwendung 
der sozialen Regelungen erlassen (Artikel 22). 

Titel IV Allgemeine und Schlußbestimmungen 
(Artikel 23 bis 32) 
Durch das Abkommen wird ein Kooperationsausschuß 
geschaffen, der die Verwaltung des Abkommens und die 
ordnungsgemäße Durchführung überwacht (Artikel 23). Er 
wird aus Mitgliedern des Rates und der Kommission sowie 
von der Regierung San Marino gebildet. 
Artikel 24 sieht ein Streitschlichtungsverfahren vor. 
In den allgemeinen Bestimmungen (Artikel 25 bis 32) si-
chern sich die Vertragsparteien die Nichtdiskriminierung 
zu. Das Abkommen gilt für unbegrenzte Zeit. Artikel 26 
verpflichtet die Vertragsparteien, spätestens 5 Jahre nach 
Inkrafttreten das Abkommen zu überprüfen und eventuell 
notwendig gewordene Änderungen vorzunehmen. Eine 
Kündigung kann von jeder Vertragspartei durch Notifizie-
rung vorgenommen werden. Sie wird 6 Monate nach dem 
Zeitpunkt der Notifizierung wirksam (Artikel 27). 
Das Abkommen enthält am Schluß: 
—Eine Erklärung der Gemeinschaft zur Bereitschaft, über 

die Gleichstellung der Ursprungswaren San Marinos mit 
den Ursprungswaren der Gemeinschaft in den 
Präferenzabkommen der Gemeinschaft zu verhandeln, 

—eine Erklärung der Gemeinschaft über ihre Bereitschaft, 
den Zugang der Republik San Marino zum Markt des 
grenzüberschreitenden Straßenpersonen- und Straßen-
güterverkehrs zu prüfen, 
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—eine Erklärung der Gemeinschaft, die Ausdehnung des 
Programms ERASMUS für den Austausch von Studen-
ten und Professoren auf San Marino auszudehnen, 

—eine Erklärung der Gemeinschaft zu bestimmten Fra-
gen, die im Kooperationsausschuß zur Sprache ge-
bracht werden können (Dienstleistungsverkehr, geisti-
ges, gewerbliches und kommerzielles Eigentum, Aner-
kennung von Ausbildungsnachweisen, Beurteilung der 

Konformität von Erzeugnissen mit den technischen 
Vorschriften) und 

— eine Erklärung der Mitgliedstaaten, Anträge der Repu-
blik San Marino bezüglich Genehmigungen für den 
Straßenpersonen- und Straßengüterverkehr wohlwol-
lend zu prüfen. 

Das Abkommen ist in allen Gemeinschaftssprachen ver-
bindlich. 


